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Arbeitszeitdebatte: Schutz der Be-
schäftigten nicht aufs Spiel setzen 

Frankfurt am Main – Der vom BMAS einberufene Sozialpartnerdialog zum Arbeitszeitgesetz ist 
beendet. Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) und seine Mitgliedsgewerkschaften lehnen die 
geplante Aufweichung des Arbeitszeitgesetzes und eine Abschaffung des Achtstundentags weiter-
hin entschieden ab. 
 
Der Dialog hat gezeigt, dass das Arbeitszeitgesetz in seiner jetzigen Form funktioniert. Die geplan-
ten Änderungen würden nur Chaos stiften und zu Rechtsunsicherheit führen. Flexible Arbeitszeit-
modelle sind längst Realität - durch Tarifverträge, die Arbeitgeber und Gewerkschaften gemein-
sam aushandeln. Ein Aufweichen des Arbeitszeitgesetzes bringt hingegen mehr Belastung statt 
mehr Flexibilität: Arbeitgeber erhalten erweiterte Befugnisse, während der Schutz für Beschäf-
tigte - insbesondere für jene ohne Tarifbindung - eingeschränkt wird. Das ist ein Bruch mit der so-
zialpartnerschaftlichen Tradition und ein Rückschritt in der Arbeitswelt. 
 
Wer mehr Beschäftigung ermöglichen und dem Fachkräftemangel begegnen will, muss die tat-
sächlichen Hürden für mehr Beschäftigung abbauen. Eine aktuelle DGB-Umfrage zeigt: Wenn Be-
schäftigte mehr arbeiten wollen, scheitert das nicht am Arbeitszeitgesetz, sondern an starren be-
trieblichen Abläufen und der Ablehnung durch Vorgesetzte. Die Arbeitgeber sind somit selbst das 
größte Hindernis für flexible Arbeit. Weitere wichtige Faktoren sind verlässliche Kinderbetreuung 
und eine bessere Pflegeinfrastruktur. Statt die tägliche Höchstarbeitszeit auszuweiten, brauchen 
Beschäftigte mehr Arbeitszeitsouveränität. Dies gilt besonders für Frauen, die oft in Teilzeit arbei-
ten. Viele von ihnen sind bereit, ihre Arbeitszeit zu erhöhen, brauchen dafür aber die richtigen 
Rahmenbedingungen. 
 
Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften fordern die Bundesregierung auf, dem Druck von Ar-
beitgeberverbänden nicht nachzugeben. Die Gesundheit der Beschäftigten und der Schutz vor 
Überlastung haben oberste Priorität. 
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